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Fragile Staaten stehen im Zentrum staatlicher und nicht-staatlicher Entwicklungszusammenarbeit (EZ). Auch 
die Welthungerhilfe setzt einen Großteil ihrer finanziellen Mittel für die Arbeit in fragilen Staaten ein. Die 
Erfahrungen der vergangenen Jahre zeigen jedoch, dass jenseits der kurzfristigen Linderung von Leid bisher 
kaum substantielle Fortschritte in Staaten mit schlechter Regierungsführung verbucht werden konnten. Der 
Versuch, nachhaltige Entwicklungsprozesse anzustoßen, ist aufgrund der äußerst komplexen Herausforderun-
gen, die sich in Staaten ohne funktionierende politische Institutionen unter häufig prekärer Sicherheitslage 
stellen, in den meisten Fällen gescheitert. Aus Sicht der Welthungerhilfe ist es daher dringend notwendig, die 
vorhandenen Ansätze und Strategien zu überarbeiten. Unter Berücksichtigung der spezifischen Fähigkeiten 
und Erfahrungen, die NRO in fragilen Staaten mitbringen und der Risiken, die mit einer Arbeit im Kontext von 
fragiler Staatlichkeit verbunden sind, formuliert der Standpunkt eine dreigliedrige Strategie für die Arbeit in 
fragilen Staaten. Durch die Entwicklung von lokalen Fähigkeiten, die Förderung von Advocacy-Potentialen und 
gewaltpräventiven Ansätzen soll ganzheitlich auf eine Verbesserung der Lebensbedingungen der Bevölkerung 
hingearbeitet werden. Dabei werden alternative lokale Ordnungssysteme nicht per se als Sicherheitsproblem 
begriffen, sondern als Teil einer Lösung berücksichtigt.  
Weil dieser Ansatz in fragilen Staaten an besonders vielen Voraussetzungen geknüpft ist und vor erheblichen 
Schwierigkeiten steht, leiten sich daraus auch zentrale politische Forderungen an staatliche Geber ab. So 
fordert das Papier mehr Langfristigkeit und Prozessorientierung, eine Anpassung der Zielhierarchien und Er-
folgskriterien, mehr Flexibilität bei der Vergabe von Mitteln und eine bessere zeitliche Abstimmung bei der 
Bereitstellung von Mitteln. 
 

1. Einleitung 

Die Welthungerhilfe ist in zahlreichen so ge-
nannten fragilen und gescheiterten Staaten 
tätig. Im Jahr 2009 flossen rund 85 Prozent der 
finanziellen Mittel der Welthungerhilfe in Länder 
mit schlechter Regierungsführung, darunter 
Afghanistan, die Demokratische Republik Kon-
go, der Sudan, Liberia, Burundi, Haiti und My-
anmar. Der Anteil fragiler Staaten unter den 
Projektländern der Welthungerhilfe liegt bei 
rund zwei Dritteln.1 

In den meisten fragilen Staaten verfügen zu-
mindest Teile der Bevölkerung nicht über aus-
reichend Nahrungsmittel. Der Anteil derjenigen, 
die von unter einem Dollar pro Tag in extremer 
Armut leben, ist hoch und die Kinder- und Müt-
tersterblichkeitsraten übersteigen bei weitem 
jene von anderen Ländern. Besonders besorg-
niserregend ist die Tatsache, dass sich diese 
Situation zu verfestigen scheint. Einem Bericht 
der Weltbank (2010) zufolge haben fragile Staa-
ten die geringsten Fortschritte bei der Errei-
chung der Millenniumsentwicklungsziele ge-
macht und viele Länder werden keines der acht 
Ziele erreichen. 

Diese Tatsache ist angesichts des konzentrierten 
internationalen Engagements in fragilen Staaten 
erstaunlich. Spätestens seit dem 11. September 
2001 sind fragile Staaten in das Zentrum au-
ßen- und entwicklungspolitischer Bemühungen 
gerückt. Sowohl die europäische als auch die 
US-amerikanische Sicherheitsstrategie identifi-
zieren fragile Staaten als Sicherheitsbedrohung. 
Die EU verpflichtete sich im Rahmen des „Eu-
ropean Consensus on Development“, fragiler  

                                                 

1 Die Basis dieser Berechnung bilden die Länder der beiden 
untersten Fünftel des „Index of State Weakness in the 
Developing World“ der Brookings Institution (siehe Anhang). 

Staatlichkeit durch Förderung von Governance-
Reformen zu begegnen mit dem Ziel, „Ursachen 
von fragiler Staatlichkeit und schlechter Regie-
rungsführung“ zu reduzieren und „Kapazitäten 
für gewaltfreien gesellschaftlichen Wandel“ zu 
stärken. Diese Zielsetzung wurde auch in der 
Pariser Erklärung aufgenommen, wobei unter 
dem Motto „stay engaged but differently“ vor 
allem die „Stärkung der EZ Wirksamkeit in fragi-
len Staaten“ in den Blick gerückt wurde.  

Angesichts der ernüchternden Bilanz stellt sich 
die Frage nach den Ursachen für die geringen 
Fortschritte und den Lehren, die daraus für die 
Arbeit in fragilen Staaten gezogen werden müs-
sen. Denn die geringen Entwicklungsfortschritte 
von fragilen Staaten sind nicht nur auf die Wirt-
schafts- und Finanzkrise zurückzuführen. Die 
vergangenen Jahre haben die immensen Heraus-
forderungen deutlich werden lassen, die mit 
dem Aufbau von staatlichen Strukturen von 
außen verbunden sind. Die vor allem auf staatli-
cher Seite verfolgte Strategie, mit Hilfe von so 
genannten „integrierten Ansätzen“, d.h. in en-
ger Zusammenarbeit der Bereiche Außen-, Si-
cherheits- und Entwicklungspolitik, Regierungs-
kapazitäten aufzubauen und Entwicklungsdefizi-
ten zu begegnen, hat nur bedingt zum Erfolg 
geführt.  

Auch Nichtregierungsorganisationen (NRO) ste-
hen in fragilen Staaten oft vor großen Proble-
men, die noch nicht zufriedenstellend gelöst 
werden konnten. Dies gilt insbesondere im Hin-
blick auf die Nachhaltigkeit der Maßnahmen. 
Denn häufig sind in fragilen Staaten aufgrund 
jahrelanger Kriege und Konflikte kaum zivilge-
sellschaftliche Strukturen vorhanden. Gesell-
schaftliche Partner in Form von lokalen NRO 
fehlen oder verfügen nicht über das notwendige 
Wissen, um komplexe Projekte durchzuführen. 

Überblick 
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Die Übergabe von Projekten in die Eigenverant-
wortung der lokalen Bevölkerung ist daher oft 
mit Schwierigkeiten verbunden. Um dennoch 
eine ausreichende Verankerung der Projekte in 
der Gesellschaft zu erreichen, müssen innovati-
ve Ideen und neue Ansätze entwickelt werden.  

Ziel des vorliegenden Papiers ist es, die Position 
der Welthungerhilfe hinsichtlich ihrer Arbeit in 
fragilen und gescheiterten Staaten zu bestim-
men. Dafür wird zunächst der Begriff der fragi-
len Staatlichkeit kritisch beleuchtet; daran an-
schließend werden am Beispiel der deutschen 
Bundesregierung und der EU exemplarisch zwei 
Fälle von staatlicher Entwicklungszusammenar-
beit in fragilen Staaten herausgegriffen und in 
ihren wichtigsten Ansatzpunkten dargestellt. 
Danach wird die mögliche Rolle von NRO in 
fragilen Staaten in den Blick gerückt. Welche 
Vor- und Nachteile, welche Risiken entstehen 
für NRO? Darauf aufbauend werden schließlich 
die Position der Welthungerhilfe bestimmt und 
Forderungen an die Politik formuliert. 

2. Was sind fragile Staaten? 

Definitionen für den Begriff der „fragilen Staat-
lichkeit“ bzw. der „weak states“ sind beinahe so 
zahlreich wie die Länder, die der Begriff be-
zeichnen soll. Durchgesetzt hat sich generell 
eine Betrachtungsweise, die verschiedene Funk-
tionen von Staatlichkeit in entwickelten Gesell-
schaften zugrunde legt, um die Leistungsfähig-
keit eines Staates zu messen. Ganz allgemein 
lässt sich sagen, dass aus dieser Sicht in fragi-
len Staaten der Staat die Kontrolle über Teile 
seines Territoriums verloren hat und seine 
grundlegendsten Aufgaben gegenüber der Be-
völkerung nicht mehr gewährleisten kann. 

Die meisten Studien legen ihrer Analyse drei2 
bzw. vier3 unterschiedliche Kriterien von Staat-
lichkeit zugrunde:4  

Sicherheit: Eine zentrale Aufgabe des Staates 
ist die Gewährleistung von Sicherheit für seine 
Bürger und zwar nach innen wie nach außen. 
Voraussetzung dafür ist eine staatliche Verwal-
tung zur Kontrolle von Ressourcen und die 
Durchsetzung des staatlichen Gewaltmonopols 
mit Hilfe einer staatlichen Armee und Polizei. 

Wohlfahrt: Das Zentrum dieser Funktion bilden 
staatliche Dienst- und Transferleistungen sowie 
Mechanismen der Umverteilung von wirtschaft-
lichen Ressourcen. Im Regelfall werden diese 
über Steuern, Zölle und andere Abgaben finan-

                                                 
2 Vgl. z.B. Schneckener 2004, Klemp/Poeschke 2005, Betz 
2007. 
3
 Rice/Stewart 2008, Fund for Peace 2009. 

4
 Teilweise wird auch noch eine weitere Dimension „Demo-

kratie“ in die Analyse eingeführt (Zürn/Leibfried 2005). 

ziert und betreffen die Politikfelder Soziales, 
Beschäftigung, Wirtschaft, Bildung, Gesundheit 
und Umwelt. 

Rechtsstaatlichkeit: Im Mittelpunkt dieser Funk-
tion steht der Schutz des Bürgers durch Gesetze 
vor Willkür. Ein zentrales Element von Rechts-
staatlichkeit ist die Gewaltenteilung, d.h. die 
klare Trennung von Legislative, Judikative und 
Exekutive.  

Wirtschaftsförderlichkeit: Der Staat fördert eine 
Umwelt, die wirtschaftliches Wachstum ermög-
licht. 

Grundsätzlich ist eine nachhaltige Konsolidie-
rung von Staatlichkeit im Sinne vieler Studien 
nur dann zu erwarten, wenn alle Funktionen 
entwickelt werden. Kann ein Staat keine der 
Funktionen gewährleisten, spricht man auch von 
gescheiterten Staaten oder „failed states“.  

Aufgrund ihres Bezuges zu Entwicklungsländern 
und ihrer transparenten Verwendung von Daten 
lehnt sich dieses Papier im Folgenden an die 
Definition des “Index of State Weakness” der 
“Brookings Institution” an. Demnach sind fragi-
le Staaten Länder, die nicht über die Fähigkeit 
oder den Willen verfügen, eine Umwelt zu schaf-
fen, die einem nachhaltigen Wachstum zuträg-
lich ist, die keine legitimen und transparenten 
politische Institutionen bereitstellen, die ihre 
Bevölkerung nicht vor gewaltsamen Konflikten 
schützen und keine Kontrolle über ihr Territori-
um ausüben und die die elementaren Grundbe-
dürfnisse der Bevölkerung nicht erfüllen können 
(Rice/Stewart 2008).5  

 

3. Kritik am Begriff der fragilen Staatlichkeit 
Die Beschreibung von Staatlichkeit auf der Ba-
sis der genannten Funktionen ist auch grundle-
gend kritisiert worden. So wird beispielsweise 
moniert, dass der Begriff äußerst umfassend ist 
und eine ganze Reihe von sehr unterschiedli-
chen Ausgangssituationen bündelt. Für die Pra-
xis stelle sich daher die Frage wie viel analyti-
schen Wert der Begriff überhaupt besitzt. Je 
nachdem, wie viele und welche der staatlichen 
Funktionen nicht erfüllt seien, ergäben sich sehr 
unterschiedliche Ausgangssituationen, die auch 
unterschiedliche Arbeitsweisen von Akteuren in 
der Entwicklungszusammenarbeit erforderlich 
machten. Dies gelte insbesondere für Staaten, 
die die Sicherheit ihrer Bürger nicht gewährleis-
ten können und in denen gewaltsame Konflikte 
ausgetragen werden.  

Der Politikwissenschaftler Joachim Betz (2004) 
merkt darüber hinaus an, dass staatliche Funk-

                                                 
5
 Eine Übersicht über die Länder, die nach dieser Definition 

als fragile Staten (weak states) bzw. gescheiterte Staaten 
(failed states) bezeichnet werden, findet sich im Anhang. 
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tionen in der Vergangenheit nicht grundlegend 
besser wahrgenommen wurden als heute. Im 
Gegenteil, die Anzahl der Bürgerkriege hat seit 
1995 erheblich abgenommen.6 Der „vornehmli-
che Blick auf die unterstellten Defekte der Staa-
ten in der Nicht-OECD-Welt könnte daher“ so 
Betz „zu einem großen Hindernis dafür werden, 
überhaupt zu verstehen, wie Gesellschaften 
funktionieren und wie ihre Herrschaftsbeziehun-
gen reproduziert werden.  
Darüber hinaus stellt Betz fest, dass „allein aus 
der Beobachtung westlicher Systeme gewonne-
ne, angeblich notwendige Staatsfunktionen (...) 
für die gesellschaftliche Befriedung nicht zwin-
gend erforderlich“ sind. Vielmehr sei „der unter-
stellte Zusammenhang von innerem Frieden, 
Marktorientierung, Demokratisierung, Rechts-
staatlichkeit und sozialem Ausgleich (...) keines-
falls widerspruchsfrei und universal gültig“. 
 
Auf diesen und ähnlichen Argumenten baut 
auch die Kritik an einer „Versicherheitlichung 
der Entwicklungszusammenarbeit“ auf. Der 
Begriff der fragilen Staatlichkeit ebnet dieser 
Argumentation zu Folge den Weg für eine Un-
terordnung von entwicklungspolitischen Zielset-
zungen unter sicherheitspolitische Interessen. 
Die Bekämpfung von Armut wird dabei als Bei-
trag zur Terrorbekämpfung eingeordnet. Zwar ist 
der Zusammenhang zwischen Armut und Kon-
fliktanfälligkeit nachweisbar (Weltbank 2003), 
jedoch argumentiert etwa Peter Waldmann 
(2003), dass eine einfache Verknüpfung von 
Armut und schlechter Regierungsführung mit 
Terrorismus und Krieg eine gefährliche Verkür-
zung sei. Die Erwartung, dass Entwicklungszu-
sammenarbeit dem Terrorismus die Grundlage 
entziehen könnte, sei so nicht haltbar und un-
terschlage wichtige Schritte der Analyse von 
Gewaltphänomenen. Mit der Verknüpfung von 
Entwicklungs- und Sicherheitspolitik verbindet 
sich darüber hinaus die Gefahr einer „Inflation 
eigener Kompetenzbehauptungen“ der Entwick-
lungspolitik. Entwicklungszusammenarbeit kön-
ne nicht die Lösung für alle sicherheitspoliti-
schen Probleme sein (Maihold 2005).  
 
In der Praxis hat die enge Verknüpfung von Ent-
wicklungs- und militärisch dominierter Sicher-
heitspolitik zu erheblichen Problemen für ent-
wicklungspolitische Akteure geführt. Insbeson-
dere die Verwischung der Grenzen zwischen 

                                                 
6
 Nach den Angaben der Arbeitsgemeinschaft Kriegsursa-

chenforschung wurden im Jahr 1992 mit 55 Kriegen die 
meisten Kriege seit 1945 gezählt. Diese Zahl hat sich bis 
zum Jahr 2009, in dem noch 26 Kriege gezählt wurden, 
mehr als halbiert. Rechnet man auch die bewaffneten Kon-
flikte hinzu, ist das Ergebnis nicht ganz so deutlich. Zu-
sammengenommen verringerte sich ihre Zahl (1993 zum 
erstmals erfasst) von 63 auf nunmehr 34. 

zivilen und militärischen Akteuren im Rahmen 
der zivil-militärischen Zusammenarbeit wie sie 
seit einigen Jahren im Rahmen der so genann-
ten „Provincial Reconstruction Teams“ in Af-
ghanistan praktiziert wird, hat in der Wahrneh-
mung von NRO zu einer Gefährdung ihrer Mitar-
beiter geführt. Die für die Durchführung von 
humanitärer Hilfe zentralen Prinzipien der Neut-
ralität, Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 
werden zunehmend ausgehöhlt. Unter dieser 
Tatsache leidet insbesondere die Zivilgesell-
schaft in Konfliktländern. 

Diese Kritik macht eine Positionierung von 
Nichtregierungsorganisationen, die in fragilen 
Staaten tätig sind, dringend notwendig. Die 
zentrale Rolle, die NRO von Seiten staatlicher 
Geber im Zusammenhang mit fragiler Staatlich-
keit zugedacht wird, unterstreicht die Notwen-
digkeit einer Positionierung zusätzlich. 
 

4. Staatliche Ansätze zur Arbeit in fragilen 
Staaten 
Die Arbeit in und mit fragilen Staaten ist in 
vielen Ländern in das Zentrum der Ent-
wicklungs- und Außenpolitik gerückt. Im Fol-
genden werden exemplarisch die Beispiele 
Deutschland und Europäische Union vorgestellt. 
Sowohl die deutsche Bundesregierung als auch 
die Europäische Union haben Handlungsrahmen 
für die Entwicklungszusammenarbeit in fragilen 
Staaten entwickelt, die eine höhere Bedeutung 
von fragilen Staaten in der Entwicklungszusam-
menarbeit sehen als bisher. Grund für die stär-
kere Fokussierung auf fragile Staatlichkeit ist 
laut BMZ (2007) ein Erkenntnisprozess: Nach 
dem Ende des Kalten Krieges hatte sich die 
staatliche Entwicklungszusammenarbeit zu-
nächst auf Länder mit stabilen Regierungsstruk-
turen konzentriert. Länder mit schlechter Regie-
rungsführung wurden vernachlässigt oder mit 
Hilfe von Sanktionen unter Druck gesetzt. Diese 
Vorgehensweise führte laut BMZ jedoch selten 
zu Lösungen und war nur in Ausnahmefällen 
sinnvoll. Zudem zeigte die Erfahrung deutlich, 
dass die Kosten für präventive Maßnahmen zur 
Vermeidung eines vollständigen Zusammen-
bruchs von Staatlichkeit und dem Ausbruch von 
Bürgerkriegen sehr viel geringer sind als die 
Kosten, die nach dem Scheitern eines Staates 
entstehen. Auch der "Europäische Konsens über 
die Entwicklungspolitik" identifiziert Unsicher-
heit und gewaltsame Konflikte als größte Hin-
dernisse für die Verwirklichung der Millenniums-
Entwicklungsziele zur Bekämpfung der Armut 
(EKEP 2007: 7). 
Da in vielen Staaten mit schlechter Regierungs-
führung die bi- bzw. multilaterale Entwicklungs-
zusammenarbeit an ihre Grenzen stößt, sehen 
viele Geber eine zentrale Rolle von Nichtregie-
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Haiti steht nach dem Erdbeben vom 12. Januar 
2010 vor einer großen Herausforderung. Es geht 
nicht nur um den Wiederaufbau von zerstörter Inf-
rastruktur, es geht vor allem um den Aufbau eines 
stabilen Staates. Das Erdbeben konnte nur deshalb 
zu einer derartigen Katastrophe führen, weil es ein 
Land traf, dessen Regierung schon vor dem Erdbe-
ben kaum handlungsfähig war. In Haiti muss nun 
auf verschiedenen Ebenen gleichzeitig angesetzt 
werden. Das Land braucht ein umfassendes und 
ganzheitliches Konzept für den Neuanfang. Es 
muss gelingen, sowohl staatliche Strukturen als 
auch die Eigenverantwortung der haitianischen 
Bevölkerung zu stärken. Angesichts der schwachen 
Staatlichkeit und dem geringen zivilgesellschaftli-
chen Organisationsgrad des Landes ist dies keine 
einfache Aufgabe. Bei der langfristigen Planung 
müssen insbesondere die Lehren aus den verschie-
denen staatlichen Wiederaufbauprozessen und aus 
der Hilfe nach dem Tsunami in Südostasien 2004 
berücksichtigt werden. Dazu gehört neben einer 
Verbesserung der Koordinierung der Hilfe und der 
stärkeren Einbeziehung der lokalen Bevölkerung 
und lokaler Strukturen auch die Entwicklung von 
Qualitätsstandards für den Wiederaufbau unter 
Berücksichtigung von katastrophenpräventiven 
Maßnahmen. 

BeispielBeispielBeispielBeispiel Haiti Haiti Haiti Haiti    

rungsorganisationen (NRO) in fragilen Staaten. 
Denn sie können auch dort arbeiten, wo keine 
staatlichen „Ansprechpartner“ vorhanden sind.  

Im Rahmen seiner Arbeit in fragilen Staaten 
unterscheidet das BMZ (2007) zwischen unter-
schiedlichen Situationen, die jeweils verschie-
dene Handlungsstrategien erfordern. Wichtigstes 
Entscheidungskriterium dafür, wie das Engage-
ment der deutschen Bundesregierung in fragilen 
Staaten aussieht ist die Entwicklungsorientie-
rung des jeweiligen Staates. Besonders bei nicht 
entwicklungsorientierter Regierungsführung 
sieht das BMZ eine wichtige Rolle für Nichtre-
gierungsorganisationen (NRO). 
 
Entwicklungsorientierte Regierungsführung: 
Wenn Regierungen den Willen zur Durchführung 
von Reformen und ernste Dialogbereitschaft 
erkennen lassen, können alle Instrumente der 
Entwicklungszusammenarbeit zum Einsatz 
kommen. Mit Hilfe von bi- und multilateralen 
Instrumenten soll der Reformkurs der Regierung 
gestärkt werden, mit Hilfe von NRO sollen diese 
Reformen in der Gesellschaft verankert werden. 
 
Wenig entwicklungsorientierte Regierungsfüh-
rung: Wenn kaum Fortschritte bei der Regie-
rungsführung zu erkennen sind, ist eine bi- und 
multilaterale Zusammenarbeit aus Sicht des 
BMZ nur sehr eingeschränkt möglich. Bei den 
durchgeführten Maßnahmen müssen die Stabili-
sierung der bestehenden Machtstrukturen ver-
mieden und Menschenrechtsprinzipien eingehal-
ten werden. Eine Rolle von NRO wird insbeson-
dere in der Förderung der Zivilgesellschaft gese-
hen, die einen Beitrag dazu leisten kann, „dass 
sich Gesellschaften von „innen“ heraus“ verän-
dern. 
 
Nicht entwicklungsorientierte Regierungsfüh-
rung: In diesem Fall ist aus Sicht des BMZ „die 
Implementierung von Vorhaben außerhalb staat-
licher Strukturen meist unvermeidlich“. Die 
Bevölkerung muss in diesem Fall über NRO oder 
kirchliche Hilfswerke erreicht werden. Ziel der 
Arbeit ist es, eine Grundversorgung zu errei-
chen, d.h. Sicherstellung von Ernährung und die 
Schaffung einer sozialen und infrastrukturellen 
Mindestversorgung. 
 
Auch die EU schreibt der Zivilgesellschaft in 
fragilen Staaten eine wichtige Rolle zu. Die 
Arbeit in fragilen Staaten sollte laut der Europä-
ischen Kommission offen sein für eine weite 
Bandbreite von Akteuren wie UN-Agenturen, die 
Rot-Kreuz-Bewegung und lokale Akteure. Parla-
mente, dezentralisierte Autoritäten und die Zi-
vilgesellschaft verfügten über ein hohes Potenti-
al, Veränderungen herbeizuführen. Dies könne 
durch einen vereinfachten Zugang zu Finanzie-

rungsmitteln maximiert werden (Europäische 
Kommission 2007: 7). 

 

5. NRO in fragilen Staaten: Vorteile und Her-
ausforderungen  
Die Lage der Bevölkerung in fragilen Staaten 
stellt diejenigen, die sie unterstützen wollen, vor 
besondere Herausforderungen. NRO können mit 
spezifischen Fähigkeiten und Erfahrungen, Frei-
räumen und Verbindungen reagieren und somit 
Beiträge zum Teil auch dort einbringen, wo 
staatliche EZ nicht wirken kann. Die besondere 
Rolle, die NRO von Regierungsseite in fragilen 
Staaten zugedacht wird, lässt sich aus einer 
Reihe von komparativen Vorteilen von NRO in 
fragilen Staaten erklären.  
• Wegen ihrer politischen Unabhängigkeit 

sind NRO nicht an (außen-)politische Vor-
gaben gebunden und können auch in Staa-
ten arbeiten, wo der Staat nicht mehr oder 
nur teilweise vorhanden ist.  

• Die hohe Glaubwürdigkeit und die Fähigkeit 
zu flexibleren, basisnäheren Dienst- und Be-
ratungsleistungen ermöglichen NRO die 
Kommunikation mit unterschiedlichen Par-
teien in Konfliktgebieten. 

• Wegen ihrer zumeist langjährigen Beziehun-
gen und dem Vertrauen, das sie im Rahmen 
ihrer Projektarbeit erworben haben, haben 
NRO einen besseren Zugang zu marginali-
sierten Gruppen - auch in solchen Gebieten, 
die staatlichen Akteuren nicht zugänglich 
sind. 
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• Weil der Staat in fragilen Staaten häufig als 
Gewaltakteur auftritt, sind NRO häufig ge-
schätzte Ansprechpartner der Zivilbevölke-
rung; 

• NRO können ein Schutzschild gegen Men-
schenrechtsverletzungen und Unterdrü-
ckung von marginalisierten Gruppen sein. 

• NRO können durch ihre Basisnähe besser 
Selbsthilfe mobilisieren, eine Fähigkeit, die 
in fragilen Staaten von besonderer Bedeu-
tung ist. 

• NRO können Aufmerksamkeit und Unter-
stützung mobilisieren, z.B. in der politi-
schen Öffentlichkeit. 

 
Aufgrund dieser Vorteile ist die von staatlicher 
Seite avisierte Arbeitsteilung auch aus NRO-
Sicht durchaus sinnvoll. Allerdings müssen NRO 
sich bei der Bestimmung ihrer eigenen Position 
auch der Risiken und Herausforderungen be-
wusst sein, die die Arbeit in fragilen Staaten für 
sie selbst mit sich bringt.  
 
• Generell geht die Arbeit in fragilen Staaten 

meistens mit einer großen Planungsunsi-
cherheit einher. Gerade in Krisensituationen 
sind die Zeithorizonte oft extrem verkürzt. 
Es geht für die Bevölkerung – ganz beson-
ders im Fall von intern Vertriebenen, die in 
Flüchtlingslagern leben - in erster Linie dar-
um, das unmittelbare Überleben zu sichern. 
Was zählt, ist vor allem der Moment. Lang-
fristige Investitionen scheinen vor dem Hin-
tergrund staatlicher Willkür, ungewisser Zu-
kunftsaussichten und der Tatsache, dass es 
jeden Tag zu (neuen) gewalttätigen Ausei-
nandersetzungen kommen kann, eher unan-
gebracht. Eine nachhaltige und auf längere 
Zeiträume angelegte Planung der Projekte 
wird dadurch erheblich erschwert. Es ist 
aber gerade die Verknüpfung der Erfüllung 
von unmittelbaren Bedürfnissen mit einer 
langfristigen Perspektive, die in fragilen 
Staaten notwendig ist. 

• Oft sind Gesellschaften in fragilen Staaten 
durch ein hohes Misstrauen gekennzeich-
net. Wie Brinkerhoff (2007) zeigen konnte, 
ist Misstrauen in fragilen Staaten stärker 
ausgeprägt als in anderen Staaten und der 
Toleranzlevel geringer. Dies gilt besonders 
dann, wenn die Gesellschaft aufgrund von 
sich verschlechternden Lebensbedingungen 
und Konflikten stark fragmentiert ist. Als 
Folge kann das Vertrauen in das Wohlwollen 
von und die Bereitschaft zur Kooperation 
mit anderen gesellschaftlichen Gruppen ge-
stört sein. Besonders im Hinblick auf die 
Zusammenarbeit mit Partnerorganisationen 
stellt dies eine Herausforderung dar. Denn 
zivilgesellschaftliche Organisationen reprä-

sentieren unter Umständen nur einzelne ge-
sellschaftliche Gruppen. Kooperationen 
können daher auch dazu beitragen, gesell-
schaftliche Spannungen zu verschärfen. 

• Eine weitere große Herausforderung für 
NRO besteht in der Sicherheitslage in fragi-
len Staaten. Wenn der Staat über kein oder 
nur ein eingeschränktes Gewaltmonopol ver-
fügt, kann er die Sicherheit seiner Bürger 
nicht garantieren. Diese Situation ist auch 
eine potentielle Bedrohung für NRO. Neben 
politischen Konflikten kann auch ökono-
misch motivierte Kriminalität Leib und Le-
ben von NRO-Mitarbeitern gefährden. Zu 
den Sicherheitsgefahren zählen neben Ent-
führungen und Raubüberfällen auch gezielte 
Anschläge und die Gefahr, von den Kriegs-
handlungen Dritter in Mitleidenschaft gezo-
gen zu werden. In einigen Ländern, darunter 
Somalia, Afghanistan und die Demokrati-
sche Republik Kongo, ist das Sicherheitsri-
siko inzwischen so hoch, dass viele NRO ih-
re Arbeit nicht weiter fortsetzen können. 
Viele NRO teilen die Einschätzung, dass das 
Sicherheitsrisiko im Kontext von militäri-
schen Interventionen aufgrund der unklaren 
Trennung von zivilen und militärischen Auf-
gaben und Zielsetzungen steigt. Der bisher 
verfolgte Ansatz der „Sicherheit durch Ak-
zeptanz“ scheint besonders in diesen Kon-
texten nicht mehr zu greifen. Ob die zu be-
obachtende Verlagerung der Sicherheitsstra-
tegie auf Schutzmechanismen zum ge-
wünschten Erfolg führt, ist äußerst fraglich. 

• Nicht zuletzt aufgrund der angespannten 
Sicherheitslage sind meist auch die operati-
ven Kosten in fragilen Staaten höher. Das 
Sicherheitsmanagement nimmt nicht nur 
viel Zeit in Anspruch, auch die erforderliche 
Sicherheitsausrüstung ist sehr kostspielig. 
Andere Gründe für die hohen operativen 
Kosten liegen in der häufig nur schlecht 
entwickelten Infrastruktur, die besonders in 
den Bereichen Kommunikation und Trans-
port aufwendig ersetzt werden müssen. Hin-
zu kommt, dass in fragilen Staaten oft auch 
die Kosten für Personal, Mieten und andere 
notwendige Infrastruktur höher liegen. 

• Aus der problematischen Sicherheitssituati-
on ergeben sich auch erhebliche unterneh-
merische Risiken. Das Risiko, dass Projekte 
in fragilen Staaten scheitern, ist ungleich 
höher als in stabilen Staaten. Teilweise ist 
aufgrund der Sicherheitslage nicht die glei-
che Intensität bei der Betreuung von Projek-
ten möglich. Dies gilt insbesondere für die 
inzwischen gängige Praxis der „Fernsteue-
rung“ von Projekten. Hierbei werden Projek-
te im Wesentlichen aus dem Ausland und 
mit Hilfe weniger Projektbesuche betreut. 
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Dies birgt ein ungleich höheres Risiko für 
Korruption. Aufgrund der mangelnden Ka-
pazitäten lokaler Mitarbeiter sinkt die Effek-
tivität und Effizienz der Projekte zum Teil 
erheblich. 

 

6. Voraussetzungen für die Arbeit in fragilen Staa-
ten 
Aufgrund der verschiedenen, oben genannten 
Risiken und Herausforderungen und insbeson-
dere aufgrund der Sicherheitsrisiken müssen für 
NRO bestimmte Voraussetzungen für die Arbeit 
in fragilen Staaten gewährleistet sein. Im OECD 
DAC hat die Diskussion über die Arbeit in fragi-
len Staaten zur Entwicklung der „Principles for 
Good International Engagement in Fragile States 
and Situations“ geführt. Obwohl die entwickel-
ten Prinzipien sich auf die staatliche Ebene 
beziehen, bieten sie auch für NRO wichtige 
Anknüpfungspunkte, die jedoch an die spezifi-
sche Situation von nicht-staatlichen Akteuren 
angepasst werden müssen. 
Eine der zentralen Bedingungen, die darüber 
entscheidet, ob in einem fragilen Staat gearbei-
tet werden kann oder nicht, ist die Akzeptanz 
der Arbeit durch die lokale Bevölkerung. Diese 
Akzeptanz versucht die Welthungerhilfe nicht 
nur bei der lokalen Bevölkerung, sondern auch 
bei allen Konfliktparteien gleichermaßen zu 
erreichen. Der Akzeptanzansatz ist gleichzeitig 
das wichtigste Sicherheitskonzept der Organisa-
tion. Der Erfolg dieses Ansatzes hängt unter 
anderem von folgenden Faktoren ab: 
 
1. FFFFundiertes Hintergrundwissenundiertes Hintergrundwissenundiertes Hintergrundwissenundiertes Hintergrundwissen: Eine der 

wichtigsten Bedingungen, die für eine si-
chere und nachhaltige Arbeit in fragilen 
Staaten erfüllt sein muss, ist die genaue 
Kenntnis über den Arbeitskontext. Dazu ge-
hört eine fundierte Analyse der Interessen 
aller Akteure und Stakeholder. Besonders 
im Zusammenhang mit gesellschaftlichen 
Konflikten müssen genaue Analysen über 
Geschichte und Ursachen, Verläufe, betei-
ligte Akteure, militärische und politische 
Einflusszonen der Konfliktparteien, regiona-
le Einflüsse und die bestehenden Risiken 
angefertigt werden.     

2. AusbildungAusbildungAusbildungAusbildung: Die Anforderungen an die Pro-
jektmitarbeiter sind im Kontext von fragiler 
Staatlichkeit äußerst komplex. Eine zentrale 
Voraussetzung für die Arbeit in fragilen 
Staaten ist daher, dass Mitarbeiter der 
Welthungerhilfe sehr gut ausgebildet sind, 
insbesondere in den Bereichen konfliktsen-
sibles Handeln, und über langjährige Erfah-
rung in der Entwicklungszusammenarbeit 
und/oder humanitären Hilfe verfügen. 

3. Nähe zur BevölkerungNähe zur BevölkerungNähe zur BevölkerungNähe zur Bevölkerung: Die enge Zusam-
menarbeit mit und Nähe zur Bevölkerung ist 

nicht nur zentraler Arbeitsgrundsatz der 
Welthungerhilfe, sondern auch grundlegend 
für die Sicherheit der Mitarbeiter in gewalt-
förmigen Konflikten. Wenn es gelingt, das 
Vertrauen und die Wertschätzung der loka-
len Mitarbeiter, Partner und Zielgruppen zu 
gewinnen, können Risiken minimiert wer-
den, etwa durch die Warnung vor bevorste-
henden Unruhen, die Weitergabe wichtiger 
Informationen zur Sicherheitslage, die Be-
einflussung der Konfliktparteien im Sinne 
der Welthungerhilfe und die Gewährung von 
Gastrechten und Schutzabkommen. Diese 
Form des Sicherheitsmanagements lässt 
sich auch als „Community Based Security 
Approach“ bezeichnen. 

4. VernetzungVernetzungVernetzungVernetzung: Um die Sicherheit der Mitarbei-
ter der Welthungerhilfe in fragilen Staaten 
zu gewährleisten und die Effizienz der Ar-
beit zu erhöhen, ist der Kontakt zu und Ab-
stimmung mit anderen NRO und Geberor-
ganisationen zentral. Im Sinne des Akzep-
tanzansatzes ist es darüber hinaus gerade in 
Konfliktsituationen unverzichtbar, dass eine 
Verbindung zu allen Konfliktparteien (be-
sonders denjenigen, die der Arbeit der 
Welthungerhilfe und ihren Partnern kritisch 
gegenüberstehen) und eine Vereinbarung 
über Schutz und Unversehrtheit des Perso-
nals besteht. Wichtig bei der Kommunikati-
on ist, dass sie mit allen Konfliktparteien 
gleichermaßen und ausgewogen durchge-
führt wird und dass die abzustimmenden 
Maßnahmen für alle Konfliktparteien akzep-
tierbar sind. Dies ist im Allgemeinen eher 
der Fall, wenn diese Maßnahmen unpartei-
isch sind.  

5. UnterscheidbarkeitUnterscheidbarkeitUnterscheidbarkeitUnterscheidbarkeit: Für die Sicherheit des 
Personals der Welthungerhilfe ist es unab-
dingbar, dass sie klar von militärischem Per-
sonal zu unterscheiden sind. Zu den Ar-
beitsvoraussetzungen der Welthungerhilfe in 
fragilen Staaten gehört daher eine eindeuti-
ge Aufgabentrennung der zivilen und militä-
rischen Aufbauarbeit, die auch äußerlich 
sichtbar ist (Uniformen, Logos, etc.). Gera-
de im Kontext der so genannten integrierten 
Missionen der UN, die für eine enge Ver-
knüpfung von Entwicklungs- und Sicher-
heitsmaßnahmen eintreten, ist diese klare 
Unterscheidbarkeit nicht immer gegeben. 
Eine Vermischung von zivilen und militäri-
schen Aufgaben führt aber zu einer stärke-
ren Gefährdung von Hilfsorganisationen. 
Denn eine von der Bevölkerung wie auch 
den Konfliktparteien als unparteilich wahr-
genommene und rein auf den Bedarf der 
Bevölkerung gerichtete Hilfe ist dann kaum 
noch möglich.  
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Eine der größten Herausforderungen im Rahmen 
des internationalen Engagements in Afghanistan 
ist die Stärkung der afghanischen Eigenverantwor-
tung. Dass dies kein einfaches Unterfangen ist, ist 
in den vergangenen Jahren bereits deutlich gewor-
den. Afghanistan ist eine Stammesgesellschaft, in 
der Loyalität weit mehr wiegt als bürokratische 
Regeln und Gesetze. Weit verbreitete Korruption, 
Vetternwirtschaft und eine nach westlichen Maß-
stäben kaum vorhandene Zivilgesellschaft stellen 
die internationale Staatengemeinschaft und die in 
Afghanistan tätigen internationalen NRO vor 
scheinbar unlösbare Probleme. Oft entsprechen die 
potentiellen Partner nicht westlichen Vorstellun-
gen. Doch trotz aller Schwierigkeiten gibt es Un-
terstützungsmöglichkeiten, die den kulturellen 
Rahmenbedingungen Afghanistans gerecht werden. 
Neben den afghanischen NRO, die sich in den 
vergangenen Jahren erheblich weiterentwickelt 
haben, können Projekte auch in Kooperation mit 
lokalen Machthabern, Mullahs und Gemeinderäten 
durchgeführt werden. Eine der schwierigsten Auf-
gaben ist es dabei, die geeigneten Akteure zu 
identifizieren. Gleichzeitig geht es darum, gemäß 
des „Do no harm“-Ansatzes, vorhandene Konflikte 
und Konkurrenzen durch die Entwicklungszusam-
menarbeit nicht noch zu verstärken, sondern ko-
operative Konfliktlösungsmechanismen anzubie-
ten. Ein positiver Versuch in diesem Zusammen-
hang ist das so genannte „National Solidarity Pro-
gramm“ (NSP), in dessen Rahmen Dorfgemein-
schaften unter Anleitung ziviler Organisationen 
eigenständig ihre wichtigsten Entwicklungsprojekte 
identifizieren und fachlich unterstützt selbst 
durchführen. Im Rahmen des Programms wird die 
Zusammenarbeit mit den lokalen Partnerorganisa-
tionen im Feld durch regelmäßige multi- und bila-
terale Meetings ständig verbessert und an die 
lokalen Gegebenheiten angepasst. Mit Hilfe der 
Koordinationseinheiten des NSP wird die Provinz-
ebene in den nationalen Entwicklungsprozess 
integriert. 

Beispiel AfghanistanBeispiel AfghanistanBeispiel AfghanistanBeispiel Afghanistan    

Jenseits der Akzeptanz der Bevölkerung gehört 
auch der Aufbau von funktionierenden Schutz-
mechanismen zu den Voraussetzungen der Ar-
beit in fragilen Staaten. Dazu gehört unter ande-
rem der Aufbau eines operativen und schnellen 
Informationssystems, die Erstellung von Sicher-
heitsplänen und Sicherheitsrichtlinien sowie 
entsprechende Sicherheitsvorkehrungen in Ge-
bäuden und in Fahrzeugen.  
 
Aus diesen Voraussetzungen lassen sich auch 
die Grenzen der Arbeit in fragilen Staaten ablei-
ten. Aufgrund des zentralen Grundsatzes der 
Sicherheit durch Akzeptanz steht das Engage-
ment der Welthungerhilfe auf dem Prüfstand, 
sobald es nicht mehr möglich ist, Kontakt zu 
Konfliktparteien aufzubauen, und sobald Ver-
einbarungen mit den Konfliktparteien über 
Schutz und Unversehrtheit des Personals nicht 
mehr möglich sind. Darüber hinaus steht die 
Arbeit der Welthungerhilfe in fragilen Staaten in 
Frage, wenn die Kosten für Sicherheit den Nut-
zen der Projekte übersteigen. 
 

7. Nachhaltige Entwicklung in fragilen Staaten 
durch Förderung von Partnerstrukturen  
Jenseits der Voraussetzungen, die für eine Ar-
beit der Welthungerhilfe in fragilen und geschei-
terten Staaten erfüllt sein müssen, verfolgt die 
Welthungerhilfe in diesen Ländern auch eine 
aktive Strategie. Zentrales Ziel und Schwerpunkt 
der Arbeit der Welthungerhilfe ist die Bekämp-
fung der Ursachen des Hungers. Um dieses Ziel 
zu erreichen, leistet die Organisation nachhalti-
ge Hilfe zur Selbsthilfe. Dieses in der Strategie 
der Welthungerhilfe verankerte Ziel gilt auch 
und besonders in fragilen Staaten. Allerdings ist 
es genau hier auch mit großen Herausforderun-
gen konfrontiert. Wie lässt sich Nachhaltigkeit 
im Kontext von äußerst volatilen Situationen 
herstellen? Wie lassen sich langfristige Maß-
nahmen durchführen, wenn Gewalt und Korrup-
tion die Zeithorizonte auf den Moment reduzie-
ren? Diese Fragen sind nicht leicht zu beantwor-
ten. In vielen fragilen Staaten konzentriert sich 
die Arbeit der meisten Hilfsorganisationen daher 
vor allem auf Nothilfeprojekte und eher kurzfris-
tige Maßnahmen. Die im Rahmen des „Linking 
Relief Rehabilitation and Development“ (LRRD) 
Konzeptes geforderte Verbindung zwischen Not-
hilfe und nachhaltiger Entwicklungszusammen-
arbeit findet nur unzureichend statt. Damit setzt 
jedoch allzu oft eine Dynamik ein, die eher Ab-
hängigkeiten schafft und bestehende Strukturen 
manifestiert, als den Kreislauf der Armut zu 
durchbrechen. Aus Sicht der Welthungerhilfe 
liegt der Schlüssel zur Lösung dieser Problema-
tik in der Förderung von lokalen Selbsthilfeka-
pazitäten (1), der Unterstützung von Advocacy-
Potentialen (2) und der Gewaltprävention (3). 

Generell geht sie davon aus, dass eine enge 
Kooperation und Abstimmung mit anderen NRO 
und entwicklungspolitischen Organisationen im 
Sinne der Paris-Erklärung notwendig und wün-
schenswert ist. 
Mit der klaren Fokussierung auf entwicklungspo-
litische Ziele und die zentrale Rolle, die sie im 
Rahmen ihrer Strategie lokalen Strukturen zu-
schreibt, reagiert die Welthungerhilfe auch auf 
die formulierte Kritik am Konzept der fragilen 
Staaten. Der hier präsentierte Strategieentwurf 
hat den Anspruch, alternative lokale Ordnungs-
systeme nicht per se als Sicherheitsproblem zu 
begreifen, sondern sie zu berücksichtigen und 
als Teil einer Lösung einzubeziehen.  

 
1. Förderung lokaler Selbsthilfekapazitäten 
Jede Hilfsaktivität - selbst in extremen Nothilfe-
situationen - muss daraufhin überprüft werden, 
wie lokale Kräfte von Anfang an als Eigentümer 
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Jeder Mensch hat ein Recht auf Nahrung. Darüber 
waren sich die Regierungschefs auf dem „World 
Food Summit“ 1996 in Rom einig. Um die Umset-
zung des Rechts auf Nahrung zu befördern, wurden 
im November 2004 nach einem partizipativen und 
konsultativen Prozess freiwillige Leitlinien zur Un-
terstützung der schrittweisen Verwirklichung des 
Rechtes auf angemessene Nahrung im Rahmen der 
nationalen Ernährungssicherheit erarbeitet und von 
187 Staaten im FAO Council einstimmig angenom-
men. 
Die Welthungerhilfe beteiligte sich zusammen mit 
FIAN aktiv an der Erarbeitung der Freiwilligen 
Leitlinien und entwickelte eine Strategie zur Unter-
stützung ihrer Partner und Zielgruppen in den 
Ländern des Südens – darunter auch fragile Staaten 
wie Kolumbien und Uganda - bei der Umsetzung 
der Leitlinien. Daraus entstand im Jahr 2006 ein 
Kooperationsprojekt von FIAN und Welthungerhilfe 
zur Implementierung der Freiwilligen Leitlinien und 
zur Lobbyarbeit mit dem Menschenrecht auf Nah-
rung in Entwicklungsländern. Im ersten Schritt ging 
es darum, zivilgesellschaftliche Gruppen und Or-
ganisationen in Partnerländern darin zu fördern, 
staatliches Handeln zur Verwirklichung des Rechts 
auf Nahrung anhand der Leitlinien richtig einzu-
schätzen. Im zweiten Schritt wurden die Organisa-
tionen dabei unterstützt, politischen Druck auf ihre 
Regierungen auszuüben. Zu den politischen The-
men, die von den Partnerorganisationen aufgegriffen 
wurden, gehörten unter anderem rechtliche Rah-
menstrukturen, Demokratie, gute Regierungs-
führung, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit. 
 

Beispiel Recht auf NahrungBeispiel Recht auf NahrungBeispiel Recht auf NahrungBeispiel Recht auf Nahrung    

der Problemlösung berücksichtigt werden kön-
nen. Diese Strategie ist jedoch im Kontext von 
fragiler Staatlichkeit äußerst anspruchsvoll. 
Viele fragile Staaten verfügen nicht über die 
gleichen zivilgesellschaftlichen Institutionen wie 
bereits gefestigte Staaten mit funktionierenden 
demokratischen Strukturen. Lokale NRO ent-
sprechen nur selten den Standards – im Sinne 
von Qualifikation und Transparenz, die für die 
Durchführung von komplexen Vorhaben notwen-
dig sind. Mit welchen Partnern soll unter diesen 
Bedingungen kooperiert werden? Zu den zentra-
len Aufgaben, die in diesem Zusammenhang 
gelöst werden müssen, gehört die Identifikation 
der relevanten Akteure (Welche lokalen NRO 
sind vorhanden? Welche traditionellen lokalen 
Strukturen kommen für eine Zusammenarbeit in 
Frage - religiöse Autoritäten, Dorfchefs etc.? 
Welche lokalen Mitarbeiter der Welthungerhilfe 
können identifiziert werden, die potentiell für 
die Gründung einer eigenen NRO in Frage kä-
men? Welche Stellung haben die ausgewählten 
Partnerorganisationen im sozialen Netzwerk der 
Gesellschaft? Welche Kräfte werden durch die 
Auswahl gestärkt/geschwächt?) und die Ausar-
beitung einer Strategie zum „capacity develop-
ment“, die den lokalen Bedingungen angemes-
sen ist. Schließlich müssen auch Konzepte für 
die Übergabe von Maßnahmen an Partnerorgani-
sationen entwickelt werden. Bei der Implemen-
tierung dieser Konzepte in fragilen Staaten kann 
die Welthungerhilfe insbesondere von den Erfah-
rungen aus der Arbeit mit Partnern in konsoli-
dierten Staaten wie etwa Indien, Nicaragua oder 
Peru profitieren. 

2. Unterstützung von Advocacy Arbeit der Partner 
In vielen fragilen Staaten ist die Versorgung der 
Bevölkerung mit Basisdiensten in den Bereichen 
Gesundheit und Erziehung nicht (mehr) gewähr-
leistet. In vielen Krisensituationen kann zudem 
die Ernährung und der Zugang zu sauberem 
Trinkwasser nicht sicher -gestellt werden. Ange-
sichts dieser Tatsache scheint die politische 
Arbeit in solchen Ländern eher nachgeordnet zu 
sein. Viele NRO reduzieren ihre Arbeit auf Ser-
vicedienstleistungen, Infrastrukturprojekte und 
die Verteilung von Hilfsgütern im Rahmen von 
humanitärer Hilfe. Dass dieses Vorgehen auch 
den Erwartungen der Bevölkerung entspricht, 
konnte eine Weltbankstudie in Guinea-Bissau 
zeigen (Weltbank 2005). Nach ihren zentralen 
Bedürfnissen gefragt, verwiesen die Befragten 
auf verschiedene Sektoren, darunter Erziehung, 
Gesundheit und Straßenbau.  
Die Arbeit in fragilen Staaten hat jedoch ge-
zeigt, dass es im Sinne der Nachhaltigkeit von 
Maßnahmen zu kurz greift, sich allein auf diese 
Sektoren zu konzentrieren. Denn die schlechte 
Basisversorgung der Bevölkerung steht in engem 
Zusammenhang mit schlechter Regierungsfüh-

rung, mangelnden Steuereinnahmen und hoher 
Korruption. Das „International NGO Research 
and Training Centre“ (INTRAC) vertritt daher die 
Auffassung, dass eine der größten Herausforde-
rungen für NRO in fragilen Staaten ist, ein Be-
wusstsein für den Zusammenhang zwischen 
schlechter Regierungsführung und der man-
gelnden Basisversorgung in der Bevölkerung zu 
schaffen. Zunehmend wird daher ein gemischter 
Ansatz verfolgt, in dessen Rahmen sowohl auf 
gute Regierungsführung als auch auf die Versor-
gung der Grundbedürfnisse der Bevölkerung 
abgestellt wird (INTRAC 2009). Gerade größere 
NRO wie die Welthungerhilfe können hier vor 
dem Hintergrund ihrer eigenen Erfahrungen 
einen wertvollen Beitrag leisten und lokale zivil-
gesellschaftliche Organisationen bei der Advo-
cacy-Arbeit gegenüber ihrer Regierung unter-
stützen. 

Allerdings ist auch die Advocacy-Arbeit in fragi-
len Staaten mit ernsthaften Problemen konfron-
tiert. Eine der Grundvoraussetzungen für erfolg-
reiche Advocacy-Arbeit ist, dass staatliche 
Strukturen, Zuständigkeiten und Ansprechpart-
ner existieren. Diese ist aber gerade in fragilen 
Staaten nicht immrer gegeben. In diesen Fällen 
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Capacity DevelopmentCapacity DevelopmentCapacity DevelopmentCapacity Development bezeichnet die Festigung 
und Förderung von individuellen, organisatori-
schen und gesellschaftlichen Fähigkeiten und 
Kapazitäten bei der Festlegung und Erreichung 
eigener Entwicklungsziele. Der Begriff „capacity 
development“ hat in den vergangenen Jahren 
zunehmend den Begriff des „capacity building“ 
ersetzt. Der Begriff des „capacity building“ wurde 
dafür kritisiert, dass er zu wenig die bereits vor-
handenen lokalen Kapazitäten berücksichtigt. 

Local OwnershipLocal OwnershipLocal OwnershipLocal Ownership bezeichnet die Beziehung, in der 
lokale Akteure zu Maßnahmen in der humanitären 
Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit stehen. 
Insbesondere geht es dabei um den Einfluss, den 
sie auf die Planung von Maßnahmen ausüben und 
um die Verantwortung, die sie für ihre Durchfüh-
rung und ihren Erfolg übernehmen. 

LRRDLRRDLRRDLRRD steht für „Linking Relief Rehabilitation and 
Development“ und bezeichnet ein Konzept, das 
die effiziente Verknüpfung von Nothilfe, Rehabili-
tation und Entwicklungszusammenarbeit zum Ziel 
hat. Im Rahmen des LRRD-Ansatzes wird davon 
ausgegangen, dass die drei Förderbereiche nicht 
in einer zeitlichen Abfolge stehen (Kontinuum), 
sondern dass sie in der Praxis koexistieren (Konti-
guum). Zu den Kriterien, die Projekte nach dem 
LRRD-Ansatz erfüllen sollten, gehören unter ande-
rem die Beteiligung der Zielgruppen an der Pla-
nung von Projekten, die Förderung von Selbsthil-
fefähigkeiten, die bevorzugte Zusammenarbeit mit 
lokalen Partnerorganisationen und die Vermeidung 
von isolierten Einzelmaßnahmen. 

AdvocacyAdvocacyAdvocacyAdvocacy lässt sich mit dem Begriff „Anwalt-
schaft“ übersetzen und hat das Ziel, unterreprä-
sentierten gesellschaftlichen Gruppen eine Stim-
me zu verleihen und Einfluss auf die öffentliche 
Politik auszuüben. Advocacy kann von Einzelper-
sonen oder Gruppen durchgeführt werden und 
umfasst zahlreiche Aktivitäten, darunter Medien-
kampagnen, öffentliche Reden und die Veröffent-
lichung von Forschungs- oder Umfrageergebnis-
sen. Eine besondere Form der Advocacy-Arbeit ist 
das Lobbying, in dessen Rahmen direkter Kontakt 
mit der Legislative aufgenommen wird, um aktuel-
le politische Fragen und Gesetzgebungsprozesse 
zu beeinflussen. 

BegriffeBegriffeBegriffeBegriffe    

stellt sich die Frage, an welche Zielgruppe sich 
die Lobbyaktivitäten richten. Gerade in fragilen 
Staaten kann es daher auch sinnvoll sein, die 
politische Arbeit auch auf mächtige nicht-
staatliche Akteure zu richten. Die Identifikation 
der relevanten Akteure erfordert allerdings eine 
äußerst genaue Kenntnis der lokalen Gesell-
schaft.  

Eine weitere große Herausforderung im Hinblick 
auf die Advocacy-Arbeit in fragilen Staaten ist 
die Einstellung der Regierung zu zivilgesell-
schaftlicher politischer Arbeit. Generell ist vie-
len Staaten Advocacy- Arbeit weniger willkom-
men als die sektorspezifische Arbeit. Dies gilt 
insbesondere für autoritäre Regime, die Kritik 
und Forderungen nach mehr Transparenz und 
Rechenschaft meist als Bedrohung für ihre ei-
gene Machtposition sehen. 
 
3. Gewaltprävention statt Schadensbegrenzung 
In vielen fragilen Staaten konkurrieren verschie-
dene gesellschaftliche Gruppen um Macht und 
ökonomische Ressourcen. So lange diese Kon-
flikte gewaltfrei ausgetragen werden, können sie 
sich durchaus positiv auf die Entwicklung eines 
Landes ausüben. Schlagen sie jedoch in Gewalt 
um, haben sie häufig verheerende Konsequen-
zen für die gesellschaftliche Entwicklung. Hun-
gersnöte, schlechte Gesundheitsversorgung und 
geringe Bildungschancen sind die Folge.  
Im Sinne einer nachhaltigen Bekämpfung des 
Hungers ist die Gewaltprävention daher zentraler 
Bestandteil der Arbeit der Welthungerhilfe. Bei 
Gewaltprävention geht es im Sinne von Matthies 
(2000: 31f.) „nicht um die Verhütung von Kon-
flikten überhaupt, sondern um die Verhinderung 
einer gewaltsamen Austragungsform von Kon-
flikten. Prävention will darüber hinaus „nicht 
nur direkte, physische oder personale Gewalt 
beim Austrag von Konflikten verhindern, son-
dern zugleich auch einen friedlichen Wandel 
gesellschaftlicher Gewaltstrukturen („strukturel-
le Gewalt“) befördern, also zur Transformation 
gewaltträchtiger Verhältnisse im Sinne von Frie-
densförderung beitragen“.  
Der Beitrag der Welthungerhilfe zur Prävention 
von Gewalt kann dabei in aktive und passive 
Komponenten eingeteilt werden (vgl. DED 
2002). Auf der einen Seite bemüht sich die 
Welthungerhilfe im Sinne des „Do no harm“- 
Konzeptes (Anderson 1996), durch ihre Arbeit 
keine Konflikte hervorzurufen oder vorhandene 
Konflikte zu verschärfen. Sie ist sich darüber 
bewusst, dass jede Intervention – etwa der 
Transfer von Ressourcen oder symbolischem 
Kapital - im Kontext von Konflikten einen Ein-
fluss auf den Verlauf des Konfliktes ausübt und 
handelt in diesem Bewusstsein.  
Auf der anderen Seite engagiert sich die Welt-
hungerhilfe auch in der aktiven Förderung von 

Frieden. Dabei greift sie auf die bekannten In-
strumente der zivilen Krisenprävention und Kon-
fliktbearbeitung zurück. Unter anderem unter-
stützt sie Friedensallianzen und gewaltfreie 
Initiativen durch die Vernetzung von Institutio-
nen, Gruppen und Einzelpersonen, die sich für 
eine gewaltfreie Lösung von Konflikten einset-
zen. Sie engagiert sich in der Medien- und Öf-
fentlichkeitsarbeit, um diese Initiativen bekannt 
zu machen und fördert die Vertrauensbildung, 
indem sie Bedingungen für Dialogprozesse zwi-
schen den Konfliktparteien zu verbessern hilft. 
Im Rahmen dieser Aktivitäten sucht sie die akti-
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ve Zusammenarbeit mit den Organisationen des 
zivilen Friedensdienstes. 
 
8. Ausblick  
Die Arbeit in fragilen Staaten ist seit einigen 
Jahren Schwerpunkt der Entwicklungszusam-
menarbeit Deutschlands und vieler anderer 
Staaten. Auch die Welthungerhilfe konzentriert 
sich im Rahmen ihrer Arbeit auf fragile Staaten. 
Schon jetzt sind rund drei Viertel der Projekt-
länder der Welthungerhilfe fragile Staaten. Die 
Arbeit in solchen Ländern stellt jedoch eine 
ganz besondere Herausforderung dar. In dem 
vorliegenden Papier wurde aufbauend auf den 
Lektionen des LRRD-Ansatzes und auf der prak-
tischen Arbeit in vielen Projektländern eine 
Strategie entwickelt, die die Förderung einer 
nachhaltigen Entwicklung auch in fragilen Staa-
ten gewährleisten soll. Dabei wurde insbesonde-
re die Bedeutung der Arbeit mit lokalen Part-
nern hervorgehoben. Durch die Entwicklung von 
lokalen Fähigkeiten und die Förderung von Ad-
vocacy-Ansätzen soll ganzheitlich auf eine Ver-
besserung der Lebensbedingungen der Bevölke-
rung hingearbeitet werden. Dabei ist es notwen-
dig, sich von ausgetretenen Pfaden der Entwick-
lungszusammenarbeit zu verabschieden und auf 
der Basis lokaler Expertise neue Wege in der 
Zusammenarbeit mit lokalen Partnern zu entwi-
ckeln.  
Gerade weil dieser Ansatz in fragilen Staaten 
besonders an Voraussetzungen gebunden ist und 
vor erheblichen Schwierigkeiten steht, leiten 
sich daraus auch zentrale politische Forderun-
gen ab. Damit NGO die Aufgabe der Förderung 
von nachhaltiger Entwicklung durch die Stär-
kung und Nutzung von lokalen Kapazitäten in 
fragilen Staaten bewältigen können, muss sich 
das Ziel des Aufbaus lokaler Kapazitäten auch 
stärker in der Politik und den Ausschreibungen 
der internationalen Geber wiederfinden.  
• Derzeit ist der entwicklungspolitische An-

satz, der in fragilen Staaten verfolgt wird, 
aus einer “Nord-Perspektive“ konzipiert. Die 
“SüdSüdSüdSüd----PerspektivePerspektivePerspektivePerspektive” wird nur unzureichend 
berücksichtigt und das Potential von vor-
handenen lokalen Ressourcen und Macht-
strukturen zu wenig in die Förderrichtlinien 
einbezogen.  

• Trotz des verständlichen Wunsches, schnel-
le Erfolge zu erreichen, dürfen LangfristiLangfristiLangfristiLangfristig-g-g-g-
keit und Prozessorientierung keit und Prozessorientierung keit und Prozessorientierung keit und Prozessorientierung als Grundlage 
des staatlichen Engagements nicht aus dem 
Blick geraten. Eine „Quick Impact“- Strate-
gie und Leuchtturmprojekte, wie sie vielfach 
verfolgt werden, sind in fragilen Staaten fehl 
am Platz. Um die Verantwortung lokaler 
Mitarbeiter zu unterstützen und geeignete 
Partner zu identifizieren und aufzubauen, 
benötigen NRO im Rahmen der Projektar-

beit in fragilen Staaten längere Zeithorizon-
te und eine größere Flexibilität. In Ihrer 
Förderpolitik müssen Geberländer diese Tat-
sache berücksichtigen und NRO die ent-
sprechenden Zeithorizonte für die Durchfüh-
rung von Projekten gewähren. Die derzeit 
vorherrschende Praxis, in fragilen Staaten 
vor allem Projekte mit kurzen Laufzeiten zu 
finanzieren, sollte zugunsten von langfristig 
angelegten Projekten geändert werden. Al-
ternativ könnten auch Rahmenabkommen 
geschlossen werden, die mehrere Projekte 
zusammenfassen und eine höhere Pla-
nungssicherheit gewährleisten. 

• Zusätzlich ist auch eine Anpassung derAnpassung derAnpassung derAnpassung der    
ZieZieZieZiellllhierarchien und der Erfolgskriterienhierarchien und der Erfolgskriterienhierarchien und der Erfolgskriterienhierarchien und der Erfolgskriterien 
notwendig. Noch immer werden – teilweise 
konträr zur eigenen Rhetorik – Mittel eher 
für quantifizierbare Ergebnisse ausgegeben 
und weniger für die schwer messbaren „soft 
skills“. Auch bei der Bewertung von Projek-
ten stehen meist quantifizierbare Ergebnisse 
im Vordergrund. Gerade im Hinblick auf die 
Zusammenarbeit mit lokalen Partnerorgani-
sationen kann es aber notwendig sein, dass 
Abstriche im Hinblick auf die unmittelbar 
messbaren Ergebnisse der Projekte in Kauf 
genommen werden müssen. Denn viele 
Partnerorganisationen verfügen (noch) nicht 
über die gleichen Standards wie internatio-
nale NRO. So wenig wünschenswert diese 
Abstriche auf den ersten Blick erscheinen, 
langfristig werden für den Erfolg bei der Ar-
beit in fragilen Staaten nicht Leuchtturm-
projekte entscheidend sein, sondern die 
Frage, inwieweit die Bevölkerung den Wie-
deraufbauprozess trägt und selbst verwirk-
licht.  

• Darüber hinaus muss der Zeitpunkt für die Zeitpunkt für die Zeitpunkt für die Zeitpunkt für die 
Bereitstellung von MittelnBereitstellung von MittelnBereitstellung von MittelnBereitstellung von Mitteln der Situation in 
fragilen Staaten besser gerecht werden. Der-
zeit werden Projektmittel häufig zu spätzu spätzu spätzu spät zur 
Verfügung gestellt, nämlich dann, wenn ein 
Staat bereits fragil ist, häufig sogar erst 
dann, wenn die Gesellschaft bereits tief 
fragmentiert ist und es zu sozialen Konflik-
ten kommt. Im Sinne einer zivilen Krisen-
prävention sollten die entsprechenden Mit-
tel bereits viel früher eingesetzt werden. Für 
die Früherkennung von Konflikten und einer 
Ver-schlechtrung der Bedingungen in fragi-
len Staaten müssen entsprechende Monito-
ring-Mechanismen entwickelt werden. Ein 
ähnliches Argument gilt auch für die Zeit 
nach einer unmittelbaren Krisensituation. 
Nachdem die akute Not überwunden ist, 
werden von Geberseite häufig die Mittel zu zu zu zu 
frühfrühfrühfrüh und zu radikal reduziert. Zu diesem 
Zeitpunkt kann aber noch keine selbsttra-
gende Entwicklung stattfinden. Um einen 
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Rückfall in die Krise zu vermeiden, ist das-
selbe Engagement notwendig wie in der 
Notsituation. Geber müssen diese Tatsache 
in ihrer Planung berücksichtigen. 

• Aufgrund der hohen Sicherheitsrisiken für 
NRO in fragilen Staaten müssen Geber die    
Kosten für das Sicherheitsmanagement Kosten für das Sicherheitsmanagement Kosten für das Sicherheitsmanagement Kosten für das Sicherheitsmanagement bei 
der Bereitstellung von finanziellen Mitteln 
berücksichtigen. In Hochrisikoländern 
betragen die Sicherheitskosten bis zu 40 
Prozent des Projektbudgets. Zu den Kosten 
zählen neben den unmittelbaren Schutz-
maßnahmen – beispielsweise Funk- und Te-
lefonausrüstung, Generatoren, Wachperso-
nal und Sicherheitstrainings – auch die 
Ausgaben, die für eine gründliche Kontext-
analyse und die Verbindung zu den wich-
tigsten gesellschaftlichen Gruppierungen 
notwendig sind. Im Sinne des “Do no 
harm”- Prinzips müssen mehr Ressourcen 
in die Einschätzung des politischen, kultu-
rellen und sozio-ökonomischen Kontextes 
investiert werden.  

• Schließlich sollten Geber die Forderungen 
von NRO nach einer klaren Tklaren Tklaren Tklaren Trennung rennung rennung rennung zwi-
schen zivizivizivizivilem und militärischemlem und militärischemlem und militärischemlem und militärischem Einsatz  Einsatz  Einsatz  Einsatz 
ernst nehmen. In den vergangenen Jahren 
haben einzelne Staaten und die internatio-
nale Gemeinschaft immer wieder auch mili-
tärisch in fragilen bzw. zerfallenen Staaten 
interveniert. Im Zuge dieser Praxis wurde 
die Entwicklungszusammenarbeit immer 
stärker in ein umfassendes Konzept mit 
dem primären Ziel der Aufstandsbekämp-
fung eingeordnet (Stichworte: integrierte 
Mission und vernetzte Sicherheit). Dieser 
Ansatz läuft aber Gefahr, dass zivile Hilfe 
von militärischen Erwägungen dominiert 
wird. Es ist nicht Aufgabe der Entwick-
lungszusammenarbeit, Bundeswehrlager 
durch zivilen Aufbau zu schützen, sondern 
Hunger und Armut zu bekämpfen und zwar 
dort, wo es nötig ist. Die nichtstaatliche 
Entwicklungszusammenarbeit darf nicht 
zum verlängerten Arm der Bundeswehr wer-
den.  
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